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Zur Diskussion gestellt:
Zuckersteuer, Fettsteuer – was können sie bewirken?

Sonderdruck

Großbritannien hat kürzlich beschlossen, zum April 2018 eine Steuer auf Erfrischungsgetränke mit Zuckerzusatz – 
kurz Zuckersteuer – einzuführen. Die Abgabe soll für die Hersteller einen Anreiz bieten, ihre Rezepturen umzustellen 
und weniger Zucker einzusetzen. Zucker gesüßte Getränke stellen in Großbritannien einen wesentlichen Faktor für 
übermäßigen Zuckerkonsum dar und wurden als eine Ursache von kindlichem Übergewicht identifiziert. Überge-
wicht bei Kindern ist – mit einer der höchsten Übergewichtsraten in Industrieländern – (nicht nur) in Großbritannien 
ein Problem. Aus dem Erlös der Steuer (in den ersten drei Jahren werden 1,5 Milliarden Britische Pfund / 1,8 Mrd. 
Euro erwartet) soll das Frühstücksangebot in den Schulen verbessert sowie mehr und hochwertigerer Sportunter-
richt angeboten werden. Das hat in Deutschland die Diskussion um Strafsteuern für ungesunde Lebensmittel wieder 
angeheizt. Forderungen werden auch hier immer lauter.

http://www.verbraucherzentrale-nrw.de
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Zur Diskussion gestellt

Zuckersteuer, Fettsteuer – was 
können sie bewirken?
Großbritannien hat kürzlich beschlossen, zum April 2018 eine Steuer auf Erfri-
schungsgetränke mit Zuckerzusatz – kurz Zuckersteuer – einzuführen. Die Abga-
be soll für die Hersteller einen Anreiz bieten, ihre Rezepturen umzustellen und 
weniger Zucker einzusetzen. Zucker gesüßte Getränke stellen in Großbritannien 
einen wesentlichen Faktor für übermäßigen Zuckerkonsum dar und wurden als 
eine Ursache von kindlichem Übergewicht identifiziert. Übergewicht bei Kindern 
ist – mit einer der höchsten Übergewichtsraten in Industrieländern – (nicht nur) 
in Großbritannien ein Problem. Aus dem Erlös der Steuer (in den ersten drei Jah-
ren werden 1,5 Milliarden Britische Pfund / 1,8 Mrd. Euro erwartet) soll das Frühstücksangebot in den Schulen verbessert 
sowie mehr und hochwertigerer Sportunterricht angeboten werden. Das hat in Deutschland die Diskussion um Strafsteu-
ern für ungesunde Lebensmittel wieder angeheizt. Forderungen werden auch hier immer lauter.

Strafsteuern für besonders fett-, 
salz- oder zuckerreiche Lebensmit-

tel sind nichts Neues.
So hatte Dänemark ab 1. Oktober 

2011 Nahrungsmittel, die mehr als 
2,3 % gesättigte Fette enthalten, mit 
einer Zusatzsteuer von 16 Dänischen 
Kronen (damals 2,15 Euro) pro Kilo ge-
sättigtem Fett belegt. Betroffen waren 
unter anderem Butter, pflanzliche Öle 
und Fette einschließlich Margarine, 
Käse, Sahne, Crème fraiche, Fleisch, 
aber auch Schokolade, Süßwaren 
und weitere verarbeitete Produkte. 
Die Steuer galt sowohl für inländische 
als auch für importierte Waren. Ver-
säumten es ausländische Hersteller, 
den Anteil an gesättigten Fetten aus-
zuweisen (Kennzeichnungspflicht be-
steht in Europa erst seit Ende 2014), 
wurde der Gesamtfettgehalt besteu-
ert. Die Steuer sollte dem dänischen 
Staat jährlich etwa 1,4 Mrd. dkr (ent-
sprach 188 Mio. Euro) einbringen. 
Nach dem Regierungswechsel in Dä-
nemark wurde die Fettsteuer schon 
nach weniger als zwei Jahren zum 31. 
Dezember 2012 wieder abgeschafft, 
mit der Begründung, dass sie keine 
Wirkung auf das Ernährungsverhalten 
der Dänen gezeigt hat und gerade für 
Geringverdiener durch die Erhöhung 
der Verbraucherpreise zu kostspielig 
sei. Zudem habe die Steuer den Pro-
duzenten hohe Verwaltungskosten 
auferlegt und ca. 1.300 Arbeitsplätze 
in Dänemark gefährdet. Hinzu kam, 
dass wohl viele Dänen die entspre-
chenden Produkte dann aus Kosten-
gründen in Deutschland oder Schwe-
den eingekauft haben. Tatsächlich 
waren aber wohl vor allem politische 

Gründe dafür verantwortlich, denn die 
im April 2016 veröffentlichte Studie 
der Universitäten Oxford und Kopen-
hagen zeigten durchaus positive Ef-
fekte auf die Gesundheit der Dänen. 
Danach wurden zwischen Einführung 
und Ende der Fettsteuer 4 % weniger 
gesättigte Fettsäuren und mehr Ge-
müse gegessen. Es kam allerdings 
auch zu Ausweichreaktionen, so wur-
de zwar weniger Fett, dafür aber mehr 
Salz gegessen. Trotzdem soll es aber 
laut Smed et al. ingesamt einen zwar 
geringen, aber positiven Effekt der 
Fettsteuer gegeben haben.

In Mexiko beschloss das Parla-
ment im November 2013 eine zusätz-
liche Steuer auf Süßwaren und Fast 
Food, um die im Land grassierende 
Fettsucht zu bekämpfen. Seit Januar 
2014 wird dort auf Lebensmittel mit 
mehr als 275 kcal/100 g eine „Fast-
Food“-Steuer von 8 % erhoben, z. B. 
für Schokolade, Eiscreme oder Erd-
nussbutter. Für mit Zucker gesüßte Er-
frischungsgetränke gibt es ebenfalls 
eine Steuer, durch die sich der Preis 
um ca. 10 % erhöhte. Diese Steuer 
wird begleitet von Informationskam-
pagnen, neuen Kennzeichnungsvor-
schriften und Sportprogrammen. 2013 
war Mexiko das Land mit dem höchs-

ten Verbrauch an Softdrinks weltweit 
mit durchschnittlich 163 Liter pro Jahr.

Auch in anderen Ländern wurden 
bereits Sondersteuern (Zucker-, Fett-, 
Salz- bzw. Kaloriensteuer) auf be-
stimmte Lebensmittel oder Nährstoffe 
zur Änderung des Konsumverhaltens 
eingeführt (Beispiele aus Europa sie-
he Tabelle). Länder wie beispielswei-
se Italien (Steuer für zuckerhaltige 
Softdrinks) denken ebenfalls darüber 
nach, kämpfen aber gegen erhebliche 
Widerstände vor allem von Seiten der 
Wirtschaft, insbesondere wenn darin 
eher eine zusätzliche Geldquelle für 
die Regierung gesehen wird.

Sind es die Getränke?

Stellt sich die Frage, ob wirklich die 
Getränke an der weltweiten Überge-
wichtsepidemie Schuld sind. In der 
Zucker-Richtlinie der WHO, veröf-
fentlicht 2015 (s. Knack•Punkt 2/2015, 
S. 10f), heißt es sinngemäß: Es gibt 
zunehmend Sorge, dass durch den 
Konsum freier Zucker – vor allem in 
Form von zuckergesüßten Geträn-
ken – die Gesamtenergieaufnahme 
steigen und der Verzehr von Lebens-
mitteln mit einer besseren Nährstoff-
dichte sinken könnte, was zu einer 

Land Einführung 
im Jahr Steuer auf

Ungarn 2011
Junk Food – alles was „zu viel“ Salz, Zucker oder Fett ent-
hält, nur für Produkte mit gesünderer Alternative

Frankreich 2011 Getränke mit Zuckerzusatz oder Ersatzstoffen „Cola-Steuer“
Finnland 2014 Höhere Steuer für zuckerhaltige als für zuckerfreie Getränke
Portugal 2010 Strafzahlung bei zu viel Salz in Brot

Tab. 1:	 Beispiele für Sondersteuern auf Lebensmittel in Europa
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ungesunden Ernährung, Gewichtszu-
nahme und einem erhöhten Risiko 
für nichtübertragbare Krankheiten 
führen würde. Das hatte schon 2011 
die Deutsche Gesellschaft für Er-
nährung (DGE) in ihrer evidenzba-
sierten Leitlinie „Kohlenhydratzufuhr 
und Prävention ausgewählter ernäh-
rungsmitbedingter Krankheiten“ nach 
Auswertung von rund 400 Studien be-
tont. Die Leitlinie stellte fest, dass die 

Evidenz für einen Zusammenhang von 
Adipositas mit der Zufuhr von Mono- 
und Disacchariden (= Zucker) unzu-
reichend ist, während es für zuckerge-
süßte Getränke eine wahrscheinliche 
Evidenz für eine Risikoreduktion bei 
Erwachsenen und eine mögliche bei 
Kindern gibt. Demzufolge hat die DGE 
2012 in ihre lebensmittelbezogenen 
Empfehlungen („Vollwertig essen und 
trinken nach den 10 Regeln der DGE“) 
den Hinweis aufgenommen, zuckerge-
süßte Getränke nur selten zu trinken.

Nach den Daten der deutschen Ag-
rarstatistik lag der Verbrauch an Erfri-
schungsgetränken im Jahr 2011 durch-
schnittlich bei knapp 120 Litern pro 
Kopf. Die Daten zeigten auch, dass 
sich der Verbrauch an Erfrischungsge-
tränken im Verlauf der Jahre erhöhte, 
während der von Säften (35 Liter pro 
Kopf und Jahr) sank.

Die Wirtschaftsvereinigung 
Alkoholfreie Getränke e. V. (wafg) 
geht in ihrem Positionspapier im Ok-
tober 2013 allerdings aufgrund von 
Berechnungen von Canadian Wisdom 
2013 Annual Cycle davon aus, dass 
davon nur 79 % (= ca. 96 Liter) zucker-
haltig waren.

Die Daten des Gesundheitsmo-
nitorings des Robert Koch-Institut 
(KIGGS und DEGS) führten zu den 
2013 im Bericht „Limo, Saft & Co – 
Konsum zuckerhaltiger Getränke in 
Deutschland“ dargestellten folgenden 
Kernaussagen:

tt Kinder, Jugendliche und junge 
Erwachsene trinken durchschnitt-
lich mehr als zwei Gläser zucker-
haltige Getränke pro Tag. [Anm. 
der Autorin: Das entspräche mehr 
als 146 Litern pro Jahr.]

tt Erwachsene konsumieren mit 
zunehmendem Alter weniger 
zuckerhaltige Getränke.

tt Jungen und Männer trinken in 
allen Altersgruppen mehr zucker-
haltige Getränke als gleichaltrige 
Mädchen und Frauen.

tt Personen mit niedrigem Sozial-
status konsumieren statistisch 
signifikant mehr zuckerhaltige Ge-
tränke als Personen mit mittlerem 
oder hohem Sozialstatus.

Zusätzlich problematisch ist laut 
RKI die Tatsache, dass Analysen der 
EsKiMo-Studie und des Bundes-Ge-
sundheitssurvey 1998 zeigen, dass 
ein hoher Konsum zuckerhaltiger 
Getränke mit einem auch sonst eher 
ungünstigen Verzehrmuster einher-
geht. So verzehren 12- bis 17-jährige 
Mädchen und Jungen daneben häufig 
Süßigkeiten und Fast-Food-Produkte, 
bei Erwachsenen werden daneben 
große Mengen an raffinierten Getrei-
deprodukten, verarbeitetem Fleisch 
und Snacks konsumiert.

Auch das RKI stellt anhand von 
Literaturrecherchen fest, dass durch 
den Genuss von zuckerhaltigen Erfri-
schungsgetränken relativ viele Kalo-
rien aufgenommen werden, die nicht 
lange sättigen. Ohne Kompensation 
würde das langfristig den Anstieg des 
Körpergewichts bedingen und das 
Risiko für Adipositas steigern. Außer-
dem sei das Risiko für Diabetes mel-
litus erhöht – aufgrund des schnellen 
Anstiegs des Blutzuckerspiegels und 
der daraus resultierenden vermehrten 
Insulinausschüttung. In Verbindung 
mit den ungünstigen sonstigen Essge-
wohnheiten ist der Rückschluss, dass 
zuckerhaltige Erfrischungsgetränke zu 
Übergewicht und Diabetes beitragen, 
also nachvollziehbar.

Zu viel Zucker ist ubiquitär

Die im August 2016 von foodwatch 
veröffentlichte Marktstudie „So zuck-
rig sind Erfrischungsgetränke in 
Deutschland“ hat 463 Produkte unter-
schiedlichster Geschmacksrichtungen 
unter die Lupe genommen und ei-
nen von den Herstellern deklarierten 

durchschnittlichen Zuckergehalt von 
7,5 % ermittelt. Je nach Unternehmen 
können es aber auch bis zu 11 % (Pep-
siCo) sein. Den höchsten Gehalt hatte 
ein EnergyDrink mit 16 % Zucker. Das 
entspricht 13,5 Stück Würfelzucker pro 
250 ml. 60 % der Erfrischungstränke 
enthielten mehr als 5 % Zucker, einige 
sogar noch zusätzlich Süßstoffe.

Trotzdem, eine Verringerung der 
Zuckermengen dürfte sich nicht nur 
auf Erfrischungsgetränke beschrän-
ken. Auch viele andere Lebensmittel 
enthalten reichlich davon und nicht 
nur solche, in denen man tatsächlich 
auch Zucker erwartet. Der 2013 von 
den Verbraucherzentralen veröf-
fentlichte Bericht „Versteckte Süßma-
cher“ führt drastische Beispiele auf 
– so einen Krautsalat mit 12 % Zucker. 
Eine aktuelle Stichprobe der Verbrau-
cherzentrale NRW im September 
2016 bei 16 Fruchtjoghurts – die ja ge-
meinhin ein Image als gesundes Milch-
produkt haben – ergab einen durch-
schnittlichen Gehalt von 10-11 Stück 
Würfelzucker pro 200 Gramm-Becher, 
der Höchstwert betrug 17,5 g pro 100 g.

Haben Subventionen Schuld an unge-
sunder Ernährung?

Der UN-Sonderberichterstatter für das 
Recht auf Nahrung, Oliver de Schut-
ter, stellte 2012 fest, dass die be-
stehenden Nahrungssysteme derzeit 
eine Ernährung begünstigten, die zu 
Übergewicht und Adipositas führe, 
und dass dringend ein Umdenken 
einsetzen müsste. Seiner Meinung 
nach haben einseitige Subventionen 
von Getreide und Sojabohnen, die 
Hülsenfrüchte, Obst und Gemüse au-
ßen vor ließen, ein Ungleichgewicht 
bewirkt. Dadurch seien Getreide und 
Soja zu billigen Rohstoffen geworden, 
die vor allem als Süßungsmittel (Mais-
Sirup) und Öl in die Lebensmittel- und 

Foto: foodwatch e. V.

Einer der zuckerreichsten Joghurts im Test: Die enthaltene 
Zuckermenge im Becher entspricht zwölf Stück Würfelzucker.
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Futtermittelindustrie gelangt seien. In 
der Konsequenz seien mehr verarbei-
tete Produkte und tierische Lebens-
mittel auf den Markt gekommen. Der 
Konsum von (hoch verarbeitetem) Ge-
treide, Fleisch, Milchprodukten sowie 
pflanzlichen Ölen, Salz und Zucker sei 
durch günstige Endverbraucherpreise 
gefördert worden, während das teu-
rere frische Gemüse und Obst eher 
für Besserverdiener erschwinglich ist 
(s. Knack•Punkt 6/2014, S. 10ff).

Auch Jones et al. (2014) verwei-
sen auf Studien zur EU-Agrarpolitik 
die belegen, dass die Preisunter-
schiede zwischen „ungesunden“ und 
„gesunden“ Lebensmitteln durch die 
Subventionen für bestimmte Agrar-
produkte beeinflusst werden. Sub-
ventionen für Zucker, Öl oder Milch 
können demnach dazu beitragen, die 
öffentliche Gesundheit durch die Sen-
kung der Preise für besonders zucker- 
und fetthaltige Lebensmittel zu be-
einträchtigen. Gezielte Subventionen 
gesunder Lebensmittel könnten nach 
Ansicht der Wissenschaftler eine bes-
sere Ernährungsweise bei Menschen 

mit niedrigem Einkommen fördern.
Laut de Schutter zahlen die 

Steuerzahler in OECD-Staaten wie 
Deutschland gleich dreifach für un-
gesunde Lebensmittel: Mit den fehl-
geleiteten Agrarsubventionen, die 
die Produktion stark verarbeiteter Le-
bensmittel fördert, für die Bewerbung 
ungesunder Lebensmittel und für die 
entstehenden Krankheitskosten.

Der UNO-Experte fordert daher 
eine Besteuerung „ungesunder“ Er-
zeugnisse (mit einem hohen Gehalt 

an gesättigten Fettsäuren, Salz und 
Zucker) wie Junk Food oder Softdrinks 
und Subventionen für „gesunde“ Le-
bensmittel wie Obst und Gemüse. Er 
hält eine solche Maßnahme sowohl 
für kosteneffizient als auch wirksam. 
Durch die bloße Umverteilung der 
Kosten werde es für den Verbraucher 
absolut betrachtet zu keiner Preiser-
höhung kommen, wodurch Einkom-
mensschwache nicht benachteiligt 
würden. Darüber hinaus fordert er ein 
unnachgiebiges Vorgehen gegen Wer-
bung für Junk Food und natürlich das 
Überarbeiten fehlgeleiteter Agrarsub-
ventionen.

Können Steuern etwas am Essverhal-
ten ändern?

In einer vom Bundesministerium für 
Bildung und Forschung geförderten 
Forschungsarbeit haben sich Lehnert 
et al. (2013) damit auseinanderge-
setzt, inwieweit eine Besteuerung 
„ungesunder“ Lebensmittel/Zuta-
ten bzw. alternativ eine Subvention 
„wünschenswerter“ Lebensmittel als 

Maßnahme zur Verbesserung der Er-
nährungs- und Gesundheitssituation 
in Deutschland geeignet ist. Obwohl 
die Literatur sehr heterogen bezüglich 
Methodik und Ergebnissen ist, deutet 
ihrer Meinung nach der Großteil der 
Studien darauf hin, dass Preisände-
rungen prinzipiell erwünschte Verän-
derungen im Konsum und teilweise 
auch bei gesundheitsbezogenen End-
punkten bewirken können. Echte Ver-
schiebungen im Konsumverhalten er-
gäben sich aber nur bei relativ starken 

Preisveränderungen, da die Nachfra-
ge bei Lebensmitteln eher unelastisch 
reagiert. Darüber hinaus problemati-
sieren sie die schwierige Eingrenzung 
der zu besteuernden Nahrungsmittel/
Nährstoffe, favorisieren aber eine Ein-
ordnung aufgrund eines Nährstoffge-
halts (wie Zucker, gesättigte Fettsäu-
ren), um das Ausweichen auf ebenso 
„ungesunde“ Alternativprodukte 
(nahe Substitute) zu verhindern. Sie 
weisen auf einen möglichen hohen 
Verwaltungsaufwand hin wie er in Dä-
nemark beschrieben wurde. Zudem 
stellen sie auch unerwünschte Konse-
quenzen wie eine schlechter werden-
de Versorgung der Bevölkerung mit 
erwünschten Nährstoffen wie Vitamin 
D oder Jod als Effekt einer möglichen 
Fettsteuer dar. – Allerdings wären hier 
Nährstoffdefizite durch eine Zucker-
steuer auf Erfrischungsgetränke nicht 
zu erwarten.

Lehnert et al. kamen zu dem 
Schluss, dass es für Deutschland 
bisher viel zu wenig Studien zum 
Thema Extrasteuer/Subventionie-
rung (wie Kosten-Nutzen-Analysen 
für alle Akteure, Untersuchungen zur 
Zahlungsbereitschaft bei einzelnen 
Lebensmitteln, Informationen zu Ei-
gen- und Kreuzpreiselastizitäten für 
unterschiedliche Konsumentengrup-
pen) gäbe. Außerdem sei es fraglich, 
ob internationale Ergebnisse auf 
Deutschland übertragbar sind, zumal 
unbekannt ist, wie die hiesige Lebens-
mittelindustrie auf eine solche Steuer 
reagieren würde. Hinzu käme noch, 
dass für die Lebensmittelauswahl ja 
eine Vielzahl unterschiedlichster Mo-
tive eine Rolle spielte und die Gesund-
heit bei den meisten Menschen nicht 
das wichtigste Motiv sei.

Nicht zuletzt würden Dreiviertel 
der Deutschen eine Extrasteuer auf un-
gesunde Lebensmittel ablehnen, emp-
fänden sie als staatliche Bevormun-
dung der freien Lebensmittelwahl.

Steuern und Essverhalten – 
praktische Erfahrungen

Als positives Beispiel einer Verhal-
tensänderung durch Steuern wer-
den immer wieder die Ergebnisse 
der Einführung der Alkopopsteuer in 
Deutschland am 1. Juli 2004 genannt. 
Das Alkopopsteuergesetz sollte zur 
Verbesserung des Schutzes junger 
Menschen – als Hauptkonsumenten 
der Alkopops – vor den Gefahren des 
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Alkoholkonsums beitragen. Diese 
Sondersteuer ist etwa viermal so hoch 
wie die übliche Branntweinsteuer, 
so dass die Preise pro 0,25 Liter um 
knapp einen Euro anstiegen. 2005 
wurden dadurch laut Bundesfinanz-
ministerium 10 Millionen Euro Steu-
ern eingenommen, 2014 war es nur 
noch 1 Million Euro. Dieses erfolgrei-
che Zurückdrängen der Alkopops hat 
auch in anderen europäischen Län-
dern (Frankreich, Schweiz, Dänemark) 
zur Einführung einer solchen Steuer 
geführt. Demnach handelte es sich 
bei den Alkopops wohl um ein Pro-
dukt mit einer sehr hohen Preiselas-
tizität. Ob der Alkoholkonsum der 
jungen Menschen dadurch aber sank, 
ist fraglich. Möglicherweise wurden 
hier Ausweichstrategien angewen-
det, die Alkopops nun auf Basis von 
Cola, Limo oder Energy Drinks selber 
gemischt. Tatsächlich weiß man aus 
Untersuchungen der Bundeszentra-
le für gesundheitliche Aufklärung 
(BzgA, 2015), dass der regelmäßige 
Alkoholkonsum, der Konsum riskan-
ter Mengen und das Rauschtrinken 
junger Männer seit 2001, vor allem 
von 2010 bis 2014 zurückgegangen 
ist, nicht aber bei jungen Frauen. Das 
dürften aber eher Auswirkungen der 
massiven Informationskampagnen 
der BzgA sein.

Die Erfahrungen mit den Begleitum-
ständen der Fettsteuer in Dänemark 
waren sicherlich nicht ermutigend, 
allerdings wurde der Versuch aus poli-
tischen Gründen auch schon abgebro-
chen lange bevor wissenschaftliche 
Auswertungen vorlagen. Fakt ist, dass 
die Fettsteuer eine leichte positive 
Änderung des Essverhaltens gebracht 
hat.

Die Zuckersteuer in Mexiko seit 
Januar 2014 erhöhte den Preis zu-
ckerhaltiger Erfrischungsgetränke um 
etwa 10 %. Im Januar 2016 wurde eine 
Auswertung der Einkäufe 6.253 urba-
ner Haushalte (205.112 Personen in 
53 Städten mit mehr als 50.000 Ein-
wohnern) von Januar bis Dezember 
2014 veröffentlicht. Nach Colchero et 
al. sanken nach Einführung der Steu-
er die Käufe besteuerter Getränke 
um durchschnittlich 6 %, wobei der 
Rückgang im Laufe der Zeit kontinu-
ierlich anstieg und am Ende des Be-
obachtungszeitraumes bei 12 % lag. 
Dieser Effekt war in allen sozioöko-
nomischen Schichten zu beobachten. 

Er war jedoch in den Haushalten der 
Geringverdiener mit durchschnittlich 
9 % (zum Ende hin 17 %) am ausge-
prägtesten. Im selben Zeitraum nahm 
der Kauf unbesteuerter Getränke (vor 
allem Wasser) um 4 % zu. Inwieweit 
dieser Rückgang anhält und ob sich 
das auch auf das Körpergewicht der 
Mexikaner und die Zahl der Diabetiker 
auswirkt, lässt sich noch nicht sagen.

Möglicherweise funktionieren 
aber auch Subventionen besser: In 
Norwegen hat 2007 eine Supermarkt-
kette einen Praxistest gemacht: Sie 
haben ihren Kunden bei Obst und 
Gemüse die Mehrwertsteuer in Höhe 
von 14 % erlassen. Nach drei Monaten 
verzeichnete die Supermarktkette in 
ihren Filialen eine Erhöhung des Obst- 
und Gemüseverkaufs um 23 %.

Wie hoch müssten Steuern sein, 
um etwas zu bewirken?

Ob und inwieweit Preiserhöhungen 
durch Strafsteuern signifikant etwas 
am Kaufverhalten ändern können, ist 
eine Frage der Preiselastizität – aber 
auch der begleitenden Gesundheits- 
bzw. Ernährungsbildungsmaßnah-
men. Letztendlich ist ja nicht die Än-
derung des Konsumverhaltens das 
eigentliche Ziel, sondern die Redu-
zierung der Zahl der Übergewichtigen 
und Adipösen.

2010 stellte Kyrre Rickertsen 
vom Norwegischen Forschungsins-
titut für Agrarökonomie NILF sein 
Modell vor: Würde man die Mehrwert-
steuer für Obst, Gemüse und Fisch 
auf 0 % senken und dafür die Steuern 
für Süßwaren, Eis und Softdrinks auf 
den normalen Mehrwertsteuersatz 
von 25 % erhöhen, änderten sich 
Kaufverhalten und Körpergewicht der 
Norweger. Haushalte mit einem ho-
hen Softdrinkkonsum würden dann 
zehn Liter weniger Softdrinks im Jahr 
kaufen, ähnlich sähe es bei Süßwaren 
aus. Der Wegfall der Mehrwertsteuer 
bei Gemüse würde die norwegischen 
Verbraucher/-innen dazu motivieren, 
zwischen einem bis vier Kilogramm 
mehr Gemüse im Jahr zu kaufen. Bei 
Obst wären diese Effekte geringer. 
Die Berechnungen basieren auf den 
Ausgaben von 25.000 norwegischen 
Haushalten aus dem Jahr 2005.

Oliver Mytton, British Heart 
Foundation‘s Health Promotion 
Research Group, stellte 2012 fest, 
dass eine solche Steuer schon ganz 

erheblich sein müsste, um tatsächlich 
Einfluss auf das Ess- und Trinkverhal-
ten zu nehmen. Er hat anhand von 
Studienanalysen errechnet, dass eine 
Fettsteuer zu einer Preiserhöhung von 
etwa 25 %, mindestens aber 20 %, 
führen müsste, um einen signifikan-
ten Effekt auf Übergewicht und Herz-
Kreislauf-Erkrankungen zu haben.

Eine der von ihm zitierten Studien 
hatte vorgeschlagen, 18 % Steuer auf 
Pizza und Erfrischungsgetränke zu er-
heben, um die Kalorienaufnahme der 
US-Amerikaner so zu senken, dass sie 
etwa 2 kg Gewicht pro Jahr verlieren 
würden. Die meisten Studien schla-
gen eine 10%ige Steuer vor, die zu ei-
nem Rückgang der Kalorienaufnahme 
durch das besteuerte Lebensmittel 
um 10 % führen würde.

Mytton sieht allerdings den 
größten Effekt darin, sich nicht nur auf 
eine Lebensmittelgruppe zu fokussie-
ren und die eingenommenen Steuern 
wiederum in die Subventionierung ge-
sunder Lebensmittel zu stecken: „Ta-
xing a wide range of unhealthy foods 
or nutrients is likely to result in grea-
ter health benefits than would accrue 
from narrow taxes“.

Forderungen von medizinischen 
Fachverbänden

In Deutschland fordert insbesonde-
re die Deutsche Diabetes-Gesell-
schaft seit langem eine Zucker-Fett-
Steuer. Geschäftsführer Dr. Dietrich 
Garlichs am 1. September 2014 in 
der Ärzte Zeitung: „Natürlich ist es 
richtig, dem Einzelnen die Verant-
wortung für seine Gesundheit nicht 
abzunehmen. Allerdings sind wir mit 
dieser Strategie grandios gescheitert. 
Die Übergewichtsepidemie entwickelt 
sich seit drei Jahrzehnten nicht zum 
Besseren, sondern zum Schlechteren; 
die Diabeteserkrankungen sind […] 
binnen zehn Jahren um 38 % Prozent 
auf über sechs Millionen gestiegen.“

2015 hat die Deutsche Allianz 
Nichtübertragbare Krankheiten 
DANK – ein Zusammenschluss von 
17 großen medizinischen Fachgesell-
schaften – in ihrem Strategiepapier 
zur Primärprävention „Den Tsunami 
der chronischen Krankheiten stoppen: 
vier Maßnahmen für eine wirkungsvol-
le und bevölkerungsweite Prävention“ 
gefordert, adipogene Lebensmittel zu 
besteuern und gesunde Lebensmittel 
mittels einer Zucker-/Fettsteuer zu 
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entlasten und führt das auch detail-
liert aus. Darüber hinaus fordert DANK 
– in Einklang mit dem „Globalen Ak-
tionsplan gegen nichtübertragbare 
Krankheiten“ der Weltgesundheits-
organisation (WHO) – täglich min-
destens eine Stunde Bewegung (Sport) 
in Kita und Schule, verbindliche Quali-
tätsstandards für Kita- und Schulver-
pflegung und ein Verbot von an Kinder 
gerichtete Lebensmittelwerbung.

Was halten die Deutschen 
von einer Zuckersteuer?

In einer repräsentativen forsa-Um-
frage im Auftrag der DAK-Gesundheit 
hat sich 2015 eine Mehrheit (68 %) 
der Bundesbürger gegen die Einfüh-
rung einer sogenannten Zuckersteu-
er ausgesprochen. Damals hatte die 
SPD-Bundestagsfraktion vorgeschla-
gen, auf Süßwaren die volle Mehr-
wertsteuer von 19 % Prozent statt der 
bisherigen 7 % wie für die meisten Le-
bensmittel zu erheben.

In einer neuen Umfrage des Mei-
nungsforschungsinstituts YouGov aus 
dem September 2016 bröckelt diese 
Mehrheit etwas, Ablehnung signali-
sieren nur noch 51 %, 40 % würden 
eine Zuckersteuer befürworten. Geht 
es nur um stark gesüßte Getränke 
wären 44 % eher für eine Steuer und 
49 % dagegen. Auf jeden Fall reicht 
den meisten Befragten eine bloße 
Kennzeichnung des Zuckergehaltes 
nicht aus.

In einer weiteren aktuellen Stu-
die aus dem August 2016 von DIE 
ZEIT zusammen mit Infas und dem 
Wissenschaftszentrum Berlin wur-
den 3.000 Personen in Deutschland 
befragt. Danach wollen die Bürger/-
innen mehr Kontrollen, aber keine Be-
vormundung: 85 % sind dafür, dass 
die Politik „vollständige, verständli-
che Produktinformationen zu Lebens-
mitteln“ sicherstellt. 56 % wollen, 
dass die Politiker Lebensmittelkon-
zerne kontrollieren und bestimmen, 
was diese verkaufen dürfen. Aber: 
83 % wollen nicht, dass ihnen die Po-
litik vorgibt, was sie kaufen oder es-
sen dürfen.

Der deutsche Weg

„Das Bundesministerium für Ernäh-
rung und Landwirtschaft (BMEL) lehnt 
eine politische Steuerung des Kon-
sums durch Strafsteuern für vermeint-

lich ungesunde Lebensmittel ab. Straf-
steuern ändern in der Regel nichts am 
Ernährungsverhalten der Menschen“, 
so Friederike Lenz, Pressereferentin 
des BMEL, in der September-Ausgabe 
2016 von Reader‘s digest. Die deut-
sche Regierung setzt auf eine andere 
Strategie: Mt Hilfe von INFORM-Pro-
jekten soll die Ernährungsbildung 
der Bevölkerung – und damit die 
Eigenverantwortung für die Gesund-
heit – gefördert werden. Mit Hilfe des 
Nationalen Aktionsplans „IN FORM – 
Deutschlands Initiative für gesunde 
Ernährung und mehr Bewegung“ zur 
Prävention von Fehlernährung, Bewe-
gungsmangel, Übergewicht und damit 
zusammenhängenden Krankheiten 
sollen bis zum Jahr 2020 sichtbare Er-
gebnisse erzielt werden. Die Haltung 
der Bundesregierung laut Bericht „Ge-
sunde Ernährung, sichere Produkte“ 
vom 1. Juni 2016 (S. 56): „Persönliche 
Lebensstile kann und soll der Staat 
nicht reglementieren. Vielmehr sol-
len die Menschen dafür sensibilisiert 
werden, dass ein gesundheitsförder-
licher Lebensstil für jeden Einzelnen 
und für die Gesellschaft als Ganzes 
von Vorteil ist.“ Die Maßnahmen der 
Bundesregierung zielen dabei auf 
Bildung, Information und Motivation 
(Verhaltensprävention) sowie eine 
Erleichterung des gesundheitsförder-
lichen Verhaltens durch Veränderung 
des Lebensumfelds der Menschen 
(Verhältnisprävention). Diese bezieht 
sich bisher auf Kita, Schule oder Be-
trieb, nicht aber auf den Supermarkt 
und das Lebensmittelangebot bzw. 
eine unterstützende bewertende 
Kennzeichnung (z. B. Nährwertampel).

Allerdings sind die für INFORM-
Projekte seit 2008 zur Verfügung 
gestellten 66 Millionen Euro nur ein 
sehr geringes Budget im Vergleich mit 
den Werbemillionen der Lebensmit-
telindustrie. Diese betrugen lauten 
dem Statistikportal statista.com in 
Deutschland von Januar bis Juli 2016 
alleine für Süßwaren 421 Millionen 
Euro, mit weiteren 232 Millionen wur-
den alkoholfreie Erfrischungsgeträn-
ke beworben, dazu kommen nochmal 
558 Millionen Euro Werbegelder für 
den Lebensmitteleinzelhandel. Au-
ßerdem heißt es im o. g. Bericht, dass 
erfolgreiche Projekte weiter verstetigt 
werden sollen (S. 57). Konkret bedeu-
tet das meist: Arbeitet weiter so, aber 
Geld gibt es dafür nicht mehr. Aller-
dings sind jetzt „die Krankenkassen 

mit dem Inkrafttreten des Präventions-
gesetzes verpflichtet, eine ungleich 
höhere finanzielle Unterstützung für 
Präventionsangebote in Lebenswelten 
wie Kitas, Schulen, Kommunen und 
Betrieben zur Verfügung zu stellen“ 
(S. 64). Damit schließt sich der Kreis 
zum UN-Experten de Schutter: Die 
Beitrags- bzw. Steuerzahler müssen 
finanzieren, was von der Politik nicht 
gelöst wird / werden soll.

Im oben genannten Bericht der Bun-
desregierung zur Ernährungspolitik, 
Lebensmittel- und Produktsicherheit 
taucht das Thema Reformulierung nur 
kurz unter „Maßnahmen im Berichts-
zeitraum – europäische Ebene“ auf. 
Ansonsten wird lediglich berichtet, 
dass der Deutsche Bundestag die 
Bundesregierung im Juni 2015 aufge-
fordert hat, eine nationale Strategie 
für die Reduktion von Zucker, Fetten 
und Salz in Fertigprodukten zu erar-
beiten (S. 64/65). Derzeit analysiert 
das BMEL die Ausgangslage bzw. hat 
damit das Max-Rubner-Institut be-
auftragt. Konkret geht es zunächst um 
eine Bestandsaufnahme und Bewer-
tung der national und international 
geplanten und bereits durchgeführten 
Reformulierungsmaßnahmen. Dann 
sollen Produktgruppen identifiziert 
werden, die für eine Reformulierungs-
strategie in Deutschland relevant sein 
könnten. Das Forschungsvorhaben 
soll in der zweiten Jahreshälfte 2016 
starten. Nach Abschluss der Analy-
se will das BMEL Gespräche mit der 
Lebensmittelwirtschaft und dem Le-
bensmittelhandel führen. Vermutlich 
wird das dann auf wieder neue frei-
willige Selbstverpflichtungen hinaus-
laufen. Insgesamt hat der Deutsche 
Bundestag Ende 2015 zwei Millionen 
Euro zur Förderung von Forschungs- 
und Innovationsvorhaben im Zusam-
menhang mit einer Reduktionsstra-
tegie von Zucker, Salz und Fetten in 
Nahrungsmitteln zur Verfügung ge-
stellt.

Bleibt die Frage, ob diese Inno-
vationen auch wirklich in die richtige 
Richtung gehen und nicht nur neue 
Fettersatzstoffe, Süßstoffe etc. syn-
thetisiert werden.

Fazit

Alles in allem zeigt sich sicherlich, 
dass eine Zuckersteuer nur auf Erfri-
schungsgetränke nicht die Lösung 

http://www.statista.com
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für das Übergewichtsproblem in der 
Gesellschaft ist. Es bedarf eines gan-
zen Maßnahmenbündels aus Steuern 
(vielleicht auch nur ein Umbau der 
Mehrwertsteuern), Werbeverboten, 
abschreckenden Bildern, Aufklä-
rungskampagnen und einem gesund-
heitsförderlichen Lebensumfeld vor 
allem für Kinder und Jugendliche.

Insbesondere sollten aber vor al-
lem die EU-Politiker und die EU-Kom-
mission endlich ihre Hausaufgaben 
machen. So warten wir seit 2009 auf 
die Nährwertprofile, die dazu beitra-
gen sollten, dass keine gesundheits-
bezogene Werbung für „ungesunde“ 
Lebensmittel gemacht werden darf. 
Nun stehen diese auf dem Prüfstand, 
die EU-Parlamentarier in Brüssel ha-
ben am 12. April 2016 im Rahmen 
eines Eigeninitiativberichts zu REFIT 
(Programm zur Gewährleistung der 
Effizienz und Leistungsfähigkeit der 
europäischen Rechtsetzung) schon 
mal für das Aus votiert. Es scheint, als 
ob die mehr als 30.000 Lobbyisten 
in Brüssel – also fast 40 pro MdEP – 
„ganze“ Arbeit geleistet haben. Die 
Kommission ist allerdings nicht an 
das Votum gebunden. Derzeit läuft 
eine öffentliche Konsultation. Der Ab-
schluss der Evaluierung wird für Ende 
2017 erwartet.

Und wie war das noch mit der Nähr-
wertampel? In Großbritannien wird 
sie seit vielen Jahren erfolgreich ge-
nutzt (s. Knack•Punkt 4/2013, S. 4). 
2008 hatte eine von Horst Seehofer 
als Bundesernährungsminister in Auf-
trag gegebene Verbraucherumfrage 
gezeigt, dass eine einheitliche far-
bige Kennzeichnung für Verbraucher 
durchaus hilfreich sein kann, wenn 
es um die Einschätzung des Zucker-, 
Fett- oder Salzgehalts geht. Nähr-
wertangaben für eine Drittel-Pizza 
auf der Vorderseite der Verpackung 
(s. Knack•Punkt 2/2016, S. 3) sind es 
eher nicht. Gegen die Einführung ei-
ner solchen Ampelkennzeichnung in 
Deutschland ist die Lebensmittelin-
dustrie erfolgreich Sturm gelaufen.

Natürlich kann man heute schon 
auf (fast) jeder Lebensmittel- und 
Getränkepackung nachlesen, was an 
Nährwerten im jeweiligen Produkt 
enthalten ist. Gelesen werden diese 
Tabellen von den wenigsten, sicher-
lich auch, weil sich eben nicht auf den 
ersten Blick erschließt, wie das Pro-
dukt einzuschätzen ist. Farbige Hin-
weise in den Ampelfarben – wie es sie 
ja auch als Energieverbrauchslabel für 
Fernseher, Kühlschrank oder Spülma-
schine gibt – informieren und lassen 
trotzdem jedem die freie Wahl. (AC)

Wie Lobbyisten die Ernährungswelt manipulierten

Als es in den 1950er und 1960er Jahren in den USA zu einem deutlichen Anstieg der 
Herzinfarktrate kam, diskutierte die Wissenschaft über die Ursachen. In den Fokus 
gerieten die veränderten Essgewohnheiten. Dabei standen zwei Thesen zur Diskussi-
on: Der englische Wissenschaftler John Yudkin machte den gestiegenen Zuckerkon-
sum und zuckerhaltige Getränke dafür verantwortlich, während der Amerikaner An-
cel Keys, die immer öfter gegessenen gesättigten Fettsäuren als Ursache für erhöhte 
Cholesterinspiegel sah, die wiederum Hauptrisikofaktor für Herzinfarkt seien.
In einem viel beachteten Übersichtsartikel (New England Journal of Medicine 1967: 
277: 186-92 und 245-7, PMID 5339699) haben damals Wissenschaftler renommier-
ter US-Universitäten Fett und Cholesterin als wichtigste Infarktverursacher gebrand-
markt und von den Risiken des Zuckers wunderbar abgelenkt. Eine Analyse histori-
scher Dokumente, die jetzt veröffentlicht wurde ( JAMA Internat Medicine 2016, doi: 
10.1001/jamainternmed.2016.5394), zeigt allerdings, dass diese Wissenschaftler 
vom Vorgänger des heutigen Industrieverbands der US-Zuckerindustrie – der Sugar 
Research Foundation – dafür gut bezahlt wurden.
Bereits Ende 2013 hatte eine gemeinsame Literaturanalyse der spanischen Universi-
tät Navarra und des Deutschen Instituts für Ernährungsforschung (DIfE) gezeigt 
dass systematische Reviews, bei denen ein finanzieller Interessenkonflikt aufgrund 
industrieller Förderung angegeben war, fünfmal häufiger feststellten, dass es keinen 
Zusammenhang zwischen dem Konsum zuckerhaltiger Erfrischungsgetränke und ei-
ner Gewichtszunahme gäbe, als die Studien, bei denen kein Interessenkonflikt vorlag 
(PLoS Med 2013: Dec; 10(12): e1001578. doi: 10.1371/journal.pmed.1001578).
Ähnliches wird übrigens auch bezüglich des alten Margarine-Butter-Streits berichtet: 
Dort soll ebenfalls eine erhebliche finanzielle Einflussnahme auf Studien durch die 
Margarine-Industrie stattgefunden haben.

Fazit: Gute Wissenschaft braucht unabhängige Forschung und muss mit öffentlichen 
Geldern gefördert werden. Alles andere kostet die Gesellschaft unter Umständen min-
destens ebenso viel Geld – und manch einen die Gesundheit.
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